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Tabaksteuer zieht deutlich an

VONWOLF VONDEWITZ

BERLIN. Raucher müssen in den
kommenden Jahren deutlich mehr
Geld für Zigaretten ausgeben.Nach
dem Bundestag billigte am Freitag
auch der Bundesrat die Reform der
Tabaksteuer, die im Zeitraum 2027
bis 2030 deutlich höhere Steuer-
sätze auf Zigaretten und andereTa-
bakprodukte vorsieht. Die höheren
Steuernwerden andenEndkunden
weitergereicht, die Preise ziehen
also an.
Kostet eine 20er-Packung Zi-

garetten derzeit im Schnitt 8,05
Euro, so werden es im kommen-
den Jahr 9,10 Euro sein, 2028 9,91
Euro, 2029 10,81 Euro und im Jahr
2030 11,78 Euro – so eine Progno-
se des Bundesfinanzministeriums.
Markenzigaretten könnten nach
Branchenschätzung bis zu 14 Euro
kosten. Mit dem grünen Licht des
Bundesrats ist die Steueranhebung
beschlossene Sache.Teurer werden
auch Feinschnitt – also Tabak zum
Selbstdrehen –, Zigarren, Zigarillos,
Shisha-TabakundFlüssigkeiten (Li-
quids) für E-Zigaretten.
Der Bund hofft auf zusätzliche

Steuereinnahmen von rund 12Mil-
liarden Euro binnen vier Jahren –
2027 sollen es 1,5 Milliarden Euro
extra seinund2030 schließlich sogar
4,5MilliardenEuro. Imvergangenen
JahrnahmderBundüberdieTabak-
steuer 17,6 Milliarden Euro ein.
An den prognostizierten spru-

delnden Steuereinnahmen hat die
Tabakbranche aber Zweifel – sie
befürchtet, dass Raucher auf den

Schwarzmarkt ausweichen und le-
galeHändler Einbußenerleiden.Die
fiskalischenPläne seien„Luftschlös-
ser“ und ein Konjunkturprogramm
für die Organisierte Kriminalität,
sagte JanMücke vomBranchenver-
band BVTE. Mit dieser Argumenta-
tion stießen Branchenvertreter bei
manchemUnionsabgeordnetenauf
Verständnis.
So plädierte der CDU-Abgeord-

nete Carsten Brodesser für mode-
rate Steueranhebungen, damit die
Konsumenten nicht auf Zigaretten
ausdemEU-Auslandoder Schwarz-
markt-Kippen umschwenken. „Im
Endeffekt erreicht man weder das
gewünschte fiskalische Ergebnis
noch die Stabilisierung des legalen
Tabakmarktes“, warnte Brodesser
im Laufe des Gesetzgebungsver-
fahrens.
Mit dieser Haltung konnte sich

der Christdemokrat aber nicht

durchsetzen, am späten Donners-
tagabendpassierte dieGesetzesno-
velle mit den Stimmen von Union
und SPD den Bundestag. Zwei Ab-
geordnete aus derCDU/CSU-Frak-
tion stimmten allerdings dagegen.
Bei der Debatte im Bundestag

sagte der SPD-Abgeordnete Ingo
Vogel, das Gesetz diene zwar auch
derHaushaltskonsolidierung. Aber:
„Gleichzeitig wollen wir Preissig-
nale setzen, die dem Gesundheits-
schutz dienen, indem der Einstieg
in den Nikotinkonsum weniger at-
traktiv gemacht wird.“ Bei Liquids
für E-Zigaretten habe man etwas
stärker nachgesteuert als ursprüng-
lich vorgesehen. „Gerade günstige
Produkte sollen nicht zum einfa-
chen Einstieg in den Nikotinkon-
sumwerden, und deshalb erhöhen
wir hier die Preisschwelle.“
Die Warnungen des Zolls und

der Zollgewerkschaft vor einem

Schwarzmarkt-Effekt nehme man
„sehr, sehr ernst“, sagteVogel. Sollte
sichdieNachfrage in illegaleKanäle
verlagern, dann„verlierenwir nicht
nur fiskalisch, sondern dann müs-
sen wir uns mehr um kriminelle
Strukturen kümmern“, so der Poli-
zeibeamte und Sozialdemokrat.
Widerspruch kam im Bundestag

von der AfD. Einerseits begründe
die Koalition die Steueranhebung
mit Gesundheitsschutz, anderer-
seits rechne sie mit steigenden
Steuereinnahmen – das passe
nicht zusammen, sagte der AfD-Ab-
geordnete Christian Douglas. „Das
bedeutet, Sie rechnen ja gar nicht
damit, dass die Menschen weniger
rauchen – und Sie wollen es auch
gar nicht.“ Die Gesetzesnovelle
diene nur „dem Stopfen von Haus-
haltslöchern“.
Mit Blick auf das Schwarzmarkt-

Problem appellierte der Grüne

Sascha Müller an die Bundesregie-
rung, dem Zoll die nötigen Mittel
zur Verfügung zu stellen. Den Grü-
nen ging das Vorhaben nicht weit
genug, sie stimmten gegen die Ge-
setzesnovelle. Auchdie AfDunddie
Linken sprachen sich dagegen aus.
Die Linken-Abgeordnete Doris

Achelwilm monierte eine über-
proportionale Belastung ärmerer
Menschen – die Reform sei „eine
Belastung nach unten“. Die Linke
wolle zwar, dass weniger geraucht
werde. „Aber wenn man über den
Preis schärfer reingeht, braucht es
einennachvollziehbarenFahrplan,
dass man auch Gesundheitspro-
gramme und positive Anreize zur
Verhaltensänderung vermittelt.“
Wer Gesundheit wolle, sollte Prä-
vention finanzieren, so die Linke.
Gesundheitsexperten reagierten

verhalten positiv auf die Novelle.
Sie werten höhere Preise als eine
effektive Maßnahme, damit Rau-
cher oder angehende Raucher sich
umentscheiden und erst gar keine
Zigaretten kaufen.
„Das ist ein guter Schritt in die

richtige Richtung, aber das Gesetz
ist nicht ambitioniert genug“, sag-
te Katrin Schaller vom Deutschen
Krebsforschungszentrum (DKFZ)
nach dem Abschluss des Gesetz-
gebungsverfahrens durch die Bil-
ligung des Bundesrats am Freitag.
Alternativen zu Zigaretten seien
auch künftig zu günstig, dadurch
motivierten sie nur zum Umstieg
und nicht zum Ausstieg. Als Bei-
spiele nannte Schaller Feinschnitt –
alsoTabak zumSelbstdrehen – und
zigarettenähnliche Zigarillos.
InDeutschland greifenMillionen

Menschen zur Tabakzigarette. Der
Mikrozensus 2025 kam auf einen
Raucheranteil von 19 Prozent der
Ab-15-Jährigen: 14 Prozent tundies
nach eigenen Angaben regelmäßig
und fünf Prozent gelegentlich. Laut
dem Deutschen Krebsforschungs-
zentrum starben im Jahr 2023 rund
131.000 Menschen in Deutschland
an den Folgen tabakbedingter Er-
krankungen. dpa

Millionen Menschen
rauchen in Deutschland.
Das beschert dem Bund
Milliarden über die

Tabaksteuer. Künftig sollen
es noch mehr Einnahmen
werden. Raucher müssen
sich daher auf höhere
Preise einstellen

Wirtschaft
könnte ab 2030
stark zulegen

BERLIN. Die deutsche Wirtschaft
wird nach einer neuen ökono-
mischen Studie im kommenden
Jahrzehnt deutlich stärker wach-
sen als in der laufenden Dekade.
Das Wachstumspotenzial und da-
mit die Fähigkeit, die Wirtschafts-
leistung gegenüber dem jeweili-
gen Vorjahr zu steigern, soll sich
demnach zwischen 2030 und 2035
auf 0,7 Prozent pro Jahr beschleu-
nigen – nach lediglich 0,3 Prozent
in der noch laufenden Dekade bis
2030. Das ist das Ergebnis einer
noch unveröffentlichten Studie
des industrienahen Instituts der
deutschen Wirtschaft (IW). Dem-
nach soll sich das Wachstumspo-
tenzial in der zweiten Hälfte der
2030er-Jahre weiter auf ein Pro-
zent pro Jahr beschleunigen.
Wesentliche Gründe für den

Anstieg des Potenzialwachstums
sehen die Forscher in der Digita-
lisierung und im zunehmenden
Einsatz von Künstlicher Intelli-
genz, die die Produktivität und Ef-
fizienz steigern werde. EinWachs-
tumsbeitrag von durchschnittlich
einem halben Prozentpunkt wer-
de zudem vom zunehmenden Ka-
pitaleinsatz erwartet. Hintergrund
ist der enorme Investitionsbedarf
beim KI-Einsatz, beim Ausbau der
Energieinfrastruktur oder auch
beim Klimaschutz. „Das setzt vo-
raus, dass die seit Jahren andau-
ernde Investitionsschwäche in
Deutschland überwunden wird“,
heißt es in der Studie. Um die pri-
vaten Investitionen anzukurbeln,
plant die Bundesregierung kom-
mende Woche einen internatio-
nalen Investorengipfel in Berlin.

Trend hat sich
nicht fortgesetzt

Der Wachstumsbeitrag des Ar-
beitseinsatzes dagegen werde in
den kommenden 15 Jahren leicht
negativ sein. Denn das deutsche
Erwerbspersonenpotenzial, also
die durchschnittliche Anzahl von
Menschen im Erwerbsalter, werde
demografiebedingt deutlich ab-
nehmen. „Im Jahr 2040 werden
lediglich 50,8 Millionen Personen
im erwerbsfähigen Alter sein. Dies
entspricht einem Rückgang von
7,7 Prozent beziehungsweise 4,3
Millionen Personen im Vergleich
zum Basisjahr 2025“, so die Stu-
die. „Die Babyboomer-Jahrgänge
erreichen bereits gegenwärtig das
gesetzliche Renteneintrittsalter,
während gleichzeitig weniger
junge Leute in das Erwerbsalter
nachrücken.“
Dagegen hatte es im Zeitraum

zwischen 2005 und 2023 „deutlich
positive Impulse vom Arbeitsvolu-
men und dem dahinterstehenden
Beschäftigungsaufbau“ gegeben.
Hintergrund war die hohe Netto-
Zuwanderung nach Deutschland.
Dieser Trend hat sich jedoch nicht
fortgesetzt – auch die restriktive
Migrationspolitik dürfte dazu bei-
getragen haben. „In den letzten
beiden Jahren bremste der Faktor
Arbeit das Wachstum wieder ab“,
heißt es in der Studie. Zudem ist
zwar die Erwerbstätigenquote in
den letzten Jahren stark gestiegen.
Gleichzeitig nahm aber die Jah-
resarbeitszeit je Erwerbstätigen
von rund 1530 auf 1330 Stunden
ab. mar

IW-Studie: Potenzial steigt
bis 2035 auf 0,7 Prozent

EineRaucherin zündet sicheineZigarette an.Rauchermüssen indenkommendenJahrendeutlichmehrGeld fürZigaretten
ausgeben. FOTO:DPA

WIEN. Einer der Waggons glänzt mit
einer Bar und einem Piano. Es gibt
teils goldene Waschbecken oder so-
gareineBadewanne. InsoeinemZug
lässtsichstilvollundäußerstkomfor-
tabelreisen.DochimFalldesProjekts
derUnternehmerin JovankaPorsche
geht es um mehr. Unter dem Motto
„Wege indieZukunft“ sollenvom18.
Oktober bis zum 4. November kluge
und einflussreiche Köpfe meist per
Bahn vonDuisburg bis nach Xi‘an in
China reisen.
Damit will Porsche nach eigenen

Worten ein Konferenzformat etab-
lieren, das auf echte Begegnung und
intensivenGedankenaustauschsetzt.
Mega-EventswiedasWeltwirtschafts-
forum(WEF)inDavoslittenunterder
Vielzahl der Meetings. „Keiner hat
wirklich Zeit. Das hat mich nicht so
überzeugt“, sagt die 67-Jährige, die
lange Zeit in Asien gelebt und 2022
deninWienbeheimatetenThinktank
Global Neighbours gegründet hat.
Das Pilotprojekt finanziere sie aus

eigener Tasche, strebe aber ein Ge-
schäftsmodell wie beimWEF an, so
Porsche. Beim WEF kostet die Mit-
gliedschaft hohe Summen und die
Teilnahmegebühr bewegt sich oft im
fünfstelligen Bereich.

Drei Luxuszüge nutzen die Teil-
nehmer auf der Fahrt durch Europa
bis nach Asien. Von Duisburg geht
es zum Start bis nach Istanbul. Nach
einem Flugtransfer ins usbekische
Samarkand rollt der nächste Zug bis
nach Almaty in Kasachstan. Von der
chinesisch-kasachischenGrenzstadt
Khorgos aus erreichen die Zuggäste
schließlich Xi‘an in China, das für
seineTerrakotta-Armee bekannt ist.
Die Route orientiert sich an der

legendären Seidenstraße, die einst
einezentraleOst-West-Achsewarund
derenmoderneVersionausSichtvon
PorscheoftalsreinesExpansionsinst-
rumentChinasmissverstandenwird.
Auf der Liste der Teilnehmenden

stehenkurzvorBeginnderReiserund
80Namen–darunterWissenschaftler
und Polit-Profis wie Armin Laschet,
Philipp Rösler und Österreichs Ex-
Kanzler Christian Kern. Künstler
Anselm Kiefer überlege noch, ob er
aufeinerTeilstreckezusteige,hießes.
Mit dabei sind den Angaben zufolge
Jean-RémyvonMatt,Mitgründerder
Werbeagentur Jung von Matt, und
TimHöttges, Konzernchef der Deut-
schenTelekom.
Aus Platzgründen sind immer nur

etwa rund 30 Teilnehmer und Teil-
nehmerinnen an Bord. „Allemüssen
zum Essen undDiskutieren in einen
Waggon passen“, sagt Porsche. Die
meisten Teilnehmer legen also nur

eine Teilstrecke zurück und machen
Platz für neue Zuggäste.
Die Themen reichen von Stadt-

planung und Künstlicher Intelligenz
über Lebensmittelsicherheit bis hin
zur Zukunft der Arbeit. Bei diversen
ZwischenstationensollaufEinladung
dergastgebendenStadtöffentlichvor
Publikum diskutiert werden. Die Er-
gebnissedesgemeinsamenNachden-
kens sollen später publiziertwerden,
um die jeweiligen Debatten zu be-
reichern.
Der Start in Duisburg ist laut Por-

sche bewusst gewählt. „Duisburg
haben wir wegen der Symbolik aus-
gesucht.“ Der größte Binnenhafen
derWelthatAnschlussaneine11.000
Kilometer lange von Güterzügen ge-
nutzte Bahnstrecke bis nach China.
Die Unternehmerin macht keinen
Hehl daraus, dass sie mit ihrem Pro-
jektaucheinbesseresVerständnis für
Chinafördernwill.„Chinaist toxisch“,
werde ihr inderdeutschenPolitik oft
zugeraunt. „Die westliche Arroganz
hat mich immer genervt“, so die
Unternehmerin.
Für 2027 ist bereits eine weitere

Zugfahrt geplant. Dann soll es zum
NachdenkenundDebattierenimZug
durch Kenia gehen. dpa

Konferenzort Luxuszug
Von Duisburg nach China: Auch CDU-Politiker Armin Laschet und Telekom-Chef Tim Höttges auf der Passagierliste

Innenansicht
des Luxuszugs
Golden Eagle.
Darin sollen klu-
ge und einfluss-
reiche Köpfe
von Duisburg
bis nach China
reisen.
FOTO: GOLDEN EAGLE
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DHL hebt
Prognose an

BONN. Der Logistikriese DHL hat
dank Zuwächsen im Expressge-
schäft seine Prognose für das Ge-
schäftsjahr 2026 angehoben. Das
Konzern-Ebit werde nunmehr über
7,0 Milliarden Euro betragen, teilte
dasUnternehmenamFreitagabend
mit. Bisher lagdiePrognosebei über
6,5Milliarden Euro. Die Erwartung
für dieDHL-Bereichewurde auf ein
Ebit von über 6,4 Milliarden Euro
erhöht, nach bisher 5,9 Milliarden
Euro. Im dritten Quartal stieg das
Konzern-Ebit um rund 16 Prozent
auf 1,7 Milliarden Euro. Den kom-
plettenQuartalsberichtwillDHLam
5. November vorlegen.
DasEbitderExpress-Sparteschoss

im dritten Quartal auf rund 1,0 Mil-
liarden Euro in die Höhe, nach 692
MillionenEurovorJahresfrist.Hierzu
hätten auch weitere Kostensenkun-
gen und die Kapazitätsknappheit im
Luftfrachtmarkt beigetragen,erklärte
der Konzern. Mit Einbußen kämpfte
hingegen das Geschäft Post & Paket
Deutschland. Hier schmolz das Ebit
auf 150 Millionen Euro, nach zuvor
218Millionen Euro. rtr

Zuwächse im
Expressgeschäft

Vorhofflimmern gehört zu den häufigsten
Herzrhythmusstörungen. Erfahren Sie, wie
Sie Vorhofflimmern erkennen und welche
Behandlungsmöglichkeiten es gibt. Im An-
schluss laden wir Sie zu einem Imbiss ein.

REFERENTEN
Prof. Dr. med. Lutz Büllesfeld
Chefarzt der Kardiologie

Dr. Stefan Schlüter
Chefarzt der Sektion Elektrophysiologie

VERANSTALTUNGSORT
Gasthaus Waldau
An der Waldau 50 · 53127 Bonn

Zur besseren Planung bitten wir um
Anmeldung bis zum 28. Oktober 2026
unter Tel. 0228 505-2101 oder per Mail:
inneremedizin@gfo-kliniken-bonn.de

HERZ AUS DEM TAKT

VORHOFFLIMMERN
erkennen und handeln

DONNERSTAG,

05. NOVEMBER 2026

16.00 – 18.00 UHR

Deutsche
Herzstiftung


